Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3561 (neu) 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Förderung 
des Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlenbergbau 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Bergarbeiterwohnungsbaugesetzes 

Das Gesetz zur Förderung des Bergarbeiterwoh- 
nungsbaues im Kohlenbergbau in der Fassung vom 
4. Mai 1957 (Bundesgesetzbl, I S. 418) wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 2 a Abs. 3 wird folgender neuer Satz 3 an- 
gefügt: 

„Der Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates nähere Bestimmun- 
gen über den teilweisen oder zeitweisen Ersatz 
von Finanzierungsbeiträgen der Kohlenbergbau- 
unternehmen für die Bergarbeiterwohnungen zu 
treffen, die von Wohnungsberechtigten im Sinne 
des § 4 Abs. 1 Buchstabe d bewohnt werden." 

2. In § 4 Abs. 1 wird nach Buchstabe c folgender 
neuer Buchstabe d eingefügt: 

,,d) ehemalige sozial versicherte Arbeitnehmer 
des Kohlenbergbaues, die wegen einer im 
Zuge der Rationalisierung angeordneten oder 
durchgeführten Stillegung oder Teilstille- 
gung des Kohlenbergwerks, bei dem sie be- 
schäftigt waren, aus der Beschäftigung im 
Kohlenbergbau ausgeschieden sind, und de- 
ren Witwen. Dies gilt nur, wenn den betrof- 
fenen Arbeitnehmern eine anderweitige Be- 
schäftigung im Kohlenbergbau zu zumutba- 
ren Bedingungen nicht angeboten wurde. 


Der Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung wird ermäch- 
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft und dem Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates nähere Bestimmungen über die zumut- 
baren Bedingungen einer Weiterbeschäfti- 
gung im Kohlenbergbau nach den Gesichts- 
punkten des sozialen Besitzstandes, des 
zeitlichen Aufwandes und der räumlichen 
Entfernung zu einem anderweitigen Ar- 
beitsplatz im Kohlenbergbau zu treffen." 

3. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält die Fassung „Überlas- 
sung von Bergarbeiterwohnungen". 

b) Folgender neuer Absatz 1 wird eingefügt: 

„(1) In den kreisfreien Städten, Landkrei- 
sen und Gemeinden eines Landkreises, in de- 
nen die Wohnraumbewirtschaftung aufgeho- 
ben ist, darf der Eigentümer oder sonstige 
Verfügungsberechtigte die Bergarbeiterwoh- 
nung nach Bezugsfertigkeit oder nach Frei- 
werden nur einem Wohnungsberechtigten im 
Sinne des § 4 Abs. 1 Buchstabe a, b oder c 
vermieten oder sonst zum Gebrauch überlas- 
sen. der ihm vor der Überlassung eine Be- 
scheinigung über das Vorliegen dieser Vor- 
aussetzungen übergibt. Die Bescheinigung 
wird auf Antrag von der Stelle erteilt, die 
von der Landesregierung bestimmt wird. Die 
Bescheinigung gilt für die Dauer eines Jahres. 
Die Frist beginnt am Ersten des auf die Aus- 
stellung der Bescheinigung folgenden Mo- 
nats." 
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c) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2-, in 
Satz 1 und 2 werden hinter dem Wort 
„Nichtwohnungsberechtigten“ die Worte 
„oder einem Wöhnungsbereditigten im Sinne 
des § 4 Abs. 1 Buchstabe d" eingefügt. 

d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3; hinter 
den Worten „nicht wohnungsberechtigt" wer- 
den die Worte „oder wohnungsberechtigt im 
Sinne des § 4 Abs. 1 Buchstabe d" eingefügt. 

e) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4; hinter 
dem Wort „Nichtwohnungsberechtigten 11 wer- 
den die Worte „oder an einen Wohnungs- 
berechtigten im Sinne des § 4 Abs. 1 Buch- 
stabe d" eingefügt. 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In den kreisfreien Städten, Landkrei- 
sen und Gemeinden eines Landkreises, in 
denen die Wohnraumbewirtschaftung nicht 
aufgehoben ist, sind die Bergarbeiterwohnun- 
gen nach den für die Wohnraumbewirtschaf- 
tung geltenden Vorschriften an Wohnungs- 
berechtigte im Kohlenbergbau zuzuteilen, so- 
weit in den Absätzen 2 bis 4 nichts anderes 
vorgeschrieben ist." 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „Woh- 
nungsberechtigten, im Falle des § 6 Abs. 1 
einem Nichtwohnungsberechtigten" durch die 
Worte „Wöhnungsberechtigten im Sinne des 
§ 4 Abs. 1 Buchstaben a bis c, im Falle des 
§ 6 Abs. 2 einem Nichtwohnungsberechtigten 
oder einem Wohnungsberechtigten im Sinne 
des § 4 Abs. 1 Buchstabe d" ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden nach den Worten 
„Einem wohnungsberechtigten Bauherrn" die 
Worte „im Sinne des § 4 Abs. 1 Buchstaben a 
bis c" eingefügt. 

d) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „Einem 
nichtwohnungsberechtigten privaten Bau- 
herrn“ durch die Worte „Einem sonstigen 
privaten Bauherrn" ersetzt. 

e) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Bergarbeiterwohnungen können 
auch Wohnungsberechtigten im Sinne des § 4 
Abs. 1 Buchstabe d oder in den Fällen des 
§ 6 Abs. 3 und 4 Nichtwohnungsberechtigten 
zugeteilt werden." 

5. Nach § 7 wird folgender neuer § 7 a eingefügt: 

,,§ 7 a 

Kündigungsschutz 

In den kreisfreien Städten, Landkreisen und 

Gemeinden eines Landkreises, in denen das Mie- 


terschutzgesetz nicht anzuwenden ist, sind die 
§§ 565 b bis 565 e des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
unter Berücksichtigung der sich aus § 5 Abs. 3 
dieses Gesetzes ergebenden Abweichungen auf 
Bergarbeiterwohnungen entsprechend anzuwen- 
den; sie sind jedoch nicht anzuwenden, solange 
die Bergarbeiterwohnung einer in § 5 Abs. 1 be- 
zeichneten Person oder Familie vermietet oder 
überlassen ist." 

6. In § 8 Abs. 1 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„In den kreisfreien Städten, Landkreisen und 
Gemeinden eines Landkreises, in denen das Mie- 
terschutzgesetz anzuwenden ist, unterliegen die 
Bergarbeiterwohnungen dem Mieterschutz. 11 

7. § 24 erhält folgende Fassung: 

„§ 24 

Bergmannswohnungen 

Auf Bergmannswohnungen im Sinne des § 3 
Abs. 1 Buchstabe b des Gesetzes über Bergmanns- 
siedlungen vom 10. März 1930 (Reichsgesetzbl. I 
S. 32), zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes zur Förderung des 
Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlenbergbau 
vom 4. Mai 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 416) sind 
die Vorschriften des § 4 Abs. 1 Buchstabe d und 
der §§ 5 bis 8 des Gesetzes zur Förderung des 
Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlenbergbau 
in der Fassung vom 4. Mai 1957 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 418), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
(Bundesgesetzbl. IS.. . .), ent- 
sprechend anzuwenden, soweit sich aus dem Ge- 
setz über Bergmannssiedlungen nichts anderes 
ergibt." 

Artikel II 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel IV 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 14. Juni 1965 


Dr. Barzel und Fraktion 
Erler und Fraktion 

Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 



